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Vor nunmehr 13 Jahren wurde die Autobahn in den 
„Weiteren Bedarf“ des damaligen Bundesverkehrswe-
geplans (BVWP) aufgenommen. Für viele Menschen 
im Elbe-Weser-Raum war dies das Startsignal, um sich 
mit dem Thema intensiver zu beschäftigen: Da war 
einerseits das Entsetzen der direkt Betroffenen, aber 
auch die grundsätzliche Frage nach dem Sinn oder 
Unsinn dieser geplanten Trasse durch die eher gering 
besiedelten Regionen zwischen dem Ammerland und 
der Elbe.

Seither wird die A 20, die vormals A 22 hieß, in vielen 
Lokalzeitungen als „Wohlstandsachse“ gepriesen, die 
Industrie- und Handelskammern beteuern ihre euro-
päische Bedeutung, Politiker beschwören ihre Not-
wendigkeit für die Hinterlandanbindung der Seehäfen 
und Verkehrsplaner betonen, dass sie aus verkehrlicher 
Sicht notwendig sei.

Bei genauerem Hinsehen lösen sich die diese Argu-
mente allerdings in Luft auf. Seit 30 Jahren zeigen wis-
senschaftliche Studien und die Erfahrungen an ande-
ren Autobahnen, dass die regionale Wirtschaft eher 
Schaden erleidet, neue Arbeitsplätze nahezu ausblei-
ben und schnelle Trassen den Effekt haben, Arbeits-
kräfte aus strukturschwachen Regionen in die Zentren 
abzuziehen. Für Europa ist diese Autobahn nutzlos, da 
die großen Transitströme die Mitte Deutschlands fern-
ab der Küste queren. Auch aus Sicht der EU gehört die 
A 20 nicht zu den bedeutenden europäischen Vernet-

zungsprojekten. Der weitaus größte Teil der Güter aus 
den Seehäfen geht in den Süden und Südosten. Die 
geplante Ost-West-Trasse verläuft für diesen Zweck 
in falscher Richtung. Und schließlich existieren zwi-
schen dem Ammerland und der Elbe keine verkehrli-
chen Engpässe. Zudem gibt es mit den bestehenden 
Straßen-, Eisenbahn- und Wasserwegen genügend 
Alternativen, die bei Bedarf umweltfreundlicher und 
kostengünstiger ausgebaut werden könnten.

Angesichts dieser Erkenntnisse sprossen in der Sum-
me rund 30 Bürgerinitiativen entlang der geplanten 
120 Kilometer langen Trasse wie Pilze aus dem Boden. 
Ihre Mitglieder entschlossen sich schnell dazu, die ein-
zelnen Initiativen miteinander zu vernetzen. Im No-
vember 2004 fand das erste Treffen statt: Das war die 
Geburtsstunde des „Koordinationskreises der Initi-
ativen und Umweltverbände gegen die A 20“. Ver-
treter der einzelnen Initiativen kommen seitdem bis 
heute einmal im Monat zusammen, um sich zu beraten 
und strategische Entscheidungen zu treffen. Aktionen 
wie Mahnwachen, Sternfahrten, Lärmwanderungen, 
Übergabe von Unterschriftensammlungen, Schreiben 
an politische Entscheider, Erarbeitung von Konzepten 
und Alternativen, Beteiligung an Planungsverfahren, 
Pressearbeit und der Internetauftritt werden gemein-
schaftlich organisiert.1 

1	 www.a22-nie.de

Mit der Kraft der guten Gründe
Ungebrochener Widerstand gegen das unsinnige Bauprojekt A 20
Die Planung der so genannten „Küstenautobahn“ kann inzwischen auf eine lange Geschichte 
zurückblicken. Bis heute ist allerdings kein einziger Meter dieser Trasse gebaut worden – 
und das aus guten Gründen.



Um die juristische Schlagkraft zu erhöhen, wurde 2008 
der „Schutz- und Klagefonds gegen die A 20“ ge-
gründet.2 Mithilfe der Einlage wird der Anwalt finan-
ziert, der sich bereits bei den Stellungnahmen im Rah-
men der Planungsverfahren einbringt und später im 
Klageverfahren zur Seite stehen wird.

Die Initiativen gegen die A 20 sind also seit über einem 
Jahrzehnt gut organisiert und bestens informiert. Im-
mer wieder führen sie fundierte Argumente an, die 
gegen die Autobahn sprechen. Die Befürworter des 
Autobahnprojektes reagieren oft und gern mit voll-
mundigen Ankündigungen eines baldigen Baube-
ginns. Schon seit geraumer Zeit sollte alle Jahre wieder 
der erste Spatenstich getan werden: Der ehemalige nie-
dersächsische Wirtschaftsminister Walter Hirche (FDP) 
prophezeite den Baubeginn für 2008. Die ehemalige 
Landtagsvizepräsidentin Astrid Vockert (CDU) hegte 
die Absicht, 2009 mit dem Bau erster Teilabschnitte zu 
beginnen. Der Parlamentarische Staatssekretär beim 
Bundesverkehrsminister, Enak Ferlemann (CDU), der 
es ja eigentlich besser wissen müsste, orakelte ebenso 
selbstbewusst wie realitätsfern, dass der Elbtunnel und 
die gesamte Autobahn 2011 Baurecht haben würden. 
Mehrere Vertreter der Niedersächsischen Landesbe-
hörde für Straßenbau und Verkehr (NLStBV) sagten 
einen Baubeginn für 2013 voraus. Diese Aufzählung 
unglaubwürdiger Aussagen zu Baubeginnen und Fer-
tigstellungen ließe sich schier endlos fortsetzten. Der 
Koordinationskreis der Initiativen und Umweltverbän-
de gegen die A 20 hat sich die Mühe gemacht, all die 
leeren Prophezeiungen in einer entlarvenden Liste zu-
sammenzustellen. Die unzähligen angekündigten Ter-
mine haben eine bestechende Gemeinsamkeit: Sie alle 

2	 http://wp.a22-nie.de/category/schutz-und-klagefonds/information-
zum-schutz-und-klagefonds/

sind verstrichen, ohne dass zwischen Ammerland und 
Elbe je ein Bagger angerollt wäre. Die einmalig schö-
nen und erhaltenswerten Lebensräume für Pflanzen, 
Tiere und Menschen sind bislang unbeschadet geblie-
ben. Das ist gut so und soll auch so bleiben.

Der tatsächliche Stand der A 20 sieht im Juni 2016 so 
aus: Von den acht Planungsabschnitten in Niedersach-
sen sind lediglich zwei im Planfeststellungsverfahren. 
Bei einem dieser beiden Abschnitte läuft das Planfest-
stellungsverfahren nun seit vier Jahren, bei dem ande-
ren seit gut einem Jahr. Für einen weiteren Abschnitt 
hat der Bund im Februar 2016 die Zustimmung zur 
Einleitung des Planfeststellungsverfahrens erteilt, was 
2017 geschehen soll.

Der Elbtunnel zwischen Drochtersen in Niedersach-
sen und Glückstadt in Schleswig-Holstein wird bei den 
Planungsbehörden als eigenständiges Projekt geführt. 
Sowohl der schleswig-holsteinische als auch der nie-
dersächsische Abschnitt des Elbtunnels standen schon 
im alten BVWP von 2003 im sog. „Vordringlichen Be-
darf“. Für beide Tunnelabschnitte ist ein Planfeststel-
lungsbeschluss ergangen. Beide Planfeststellungs-
beschlüsse wurden jedoch von Umweltverbänden, 
Gemeinden, Unternehmen, Landbesitzern und Pri-
vatpersonen beklagt.

Eine Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts 
(BVerwG) Leipzig über die vorliegenden Klagen ge-
gen den niedersächsischen Teil des Elbtunnels steht 
noch aus. Die Verhandlung wird Ende Oktober 2016 
erwartet.

Zum Elbtunnelabschnitt in Schleswig-Holstein hat das 
BVerwG Ende April 2016 ein Urteil gesprochen. Der 
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Planfeststellungsbeschluss wurde für „rechtswidrig 
und nicht vollziehbar“ erklärt. Aufgrund einer neu-
en EU-Rechtsprechung hatte der Landesbetrieb Stra-
ßenbau und Verkehr (LBV) als zuständige Planungsbe-
hörde einen Bericht über die Auswirkungen, die der 
Tunnelbau auf die Qualität des Grund- und Oberflä-
chenwassers haben wird, nachliefern müssen. Diesen 
Bericht hatte der LBV nur den Klägern gegen die A 20 
vorgelegt. Das reicht nicht aus, wie das Gericht ent-
schied, denn auch zum nachgereichten Bericht muss 
eine Öffentlichkeitsbeteiligung stattfinden. Diese wird 
nun nachgeholt.

Die anderen Klagepunkte der insgesamt sieben Klä-
ger sind vom Gericht abgewiesen worden. Zum Teil 
konnte das nur geschehen, weil die Beklagten – also 
der LBV bzw. das Land Schleswig-Holstein – den vor-
liegenden Planfeststellungsbeschluss während der 
mündlichen Gerichtsverhandlung änderten. Ein sol-
ches Vorgehen ist zwar offenbar üblich, aber deswe-
gen nicht automatisch zulässig, wie Rechtsanwalt Dr. 
W. Mecklenburg in seinen Anmerkungen zum Urteil 
des BVerwG schreibt.3

Noch bemerkenswerter ist es, dass das Gericht schlicht 
keine Zweifel am Bedarf und an der Finanzierung des 
schleswig-holsteinischen Tunnelabschnitts zugelassen 
hat. In der Pressemitteilung des BVerwG zur Urteilsver-
kündung heißt es: 
„Die gesetzliche Bedarfsfeststellung für das im gelten-
den Fernstraßenbedarfsplan als vordringlicher Bedarf 
ausgewiesene Tunnelprojekt ist für das Gericht ver-
bindlich. Auch unter dem Gesichtspunkt der Finan-
zierbarkeit sind unüberwindliche Schranken nicht 
erkennbar geworden. Für den Fall, dass eine Privatfi-
nanzierung scheitern sollte, hat der Bund erklärt, dass 
eine Finanzierung aus Haushaltsmitteln erfolgt.“4

Im Klartext bedeutet dies, dass die Frage nach dem Be-
darf eines Infrastrukturprojekts – also die Frage nach 
seinem Sinn oder Unsinn – vor Gericht offenbar nicht 
mehr gestellt werden darf, sobald dieses Projekt end-
gültig in den BVWP aufgenommen worden ist.

Umso erfreulicher ist es, dass die Bedenken und Ein-
schätzungen der A 20-Kritiker vor kurzem von höchster 
Stelle bestätigt worden sind. Im Entwurf zum BVWP, 
veröffentlicht im März 2016, kommt der Bundesver-
kehrsminister in einigen wichtigen Punkten zu Ergeb-

3	 www.wmecklenburg.de/plugins/files/940826/20160502-a20-eq-sh-
anmerkung-urteilsverk__ndung.pdf

4	 www.bverwg.de/presse/pressemitteilungen/pressemitteilung.
php?jahr=2016&nr=35

nissen, die den Initiativen gegen die A 20 schon seit 
langem bekannt sind:

Das Nutzen-Kosten-Verhältnis (NKV) der A 20 ist •	
schlecht, denn es liegt nur bei 1,6. – Damit ist ihr 
Nutzen mehr als fragwürdig, zumal dies das schlech-
teste NKV aller niedersächsischen Projekte ist.
Der Umweltschaden, den diese Trasse anrichten •	
wird, lässt sich mit 760 Mio. Euro beziffern. – Damit 
ist die A 20 das umweltschädlichste Projekt des ge-
samten BVWP. 
Auf der A 20 werden nur 19.000 Kfz pro Tag unter-•	
wegs sein. – Das ist eine schwache Begründung für 
eine Autobahn, denn diese geringe Verkehrsmenge 
könnte auch von einer gut ausgebauten Bundes-
straße problemlos aufgenommen werden.

Trotz dieser schlechten Bewertungsresultate ist die 
A 20 im BVWP-Entwurf um eine Bedarfskategorie he-
raufgestuft worden. Nun steht sie nicht mehr im „Wei-
teren“, sondern im „Vordringlichen Bedarf“ (VB). Die 
Höherstufung ist erfolgt, weil der Bundesverkehrsmi-
nister der A 20 eine hohe Raumwirksamkeit und eine 
Bedeutung für die Hinterlandanbindung der Seehäfen 
zuschreibt. In diesen Punkten liegt der Minister falsch, 
wie der Koordinationskreis der Autobahngegner in ei-
ner faktenreichen Stellungnahme dargelegt hat.5

Die Untersuchung der Raumwirksamkeit widmet 
sich der Frage, inwiefern ein Projekt sich auf die viel-
fältigen Verbindungen eines Ortes mit anderen Orten 
auswirkt. Die Raumwirksamkeitsanalyse gehört zu den 
vier wichtigsten Prüfverfahren der Bundesverkehrswe-
geplanung. Im BVWP-Entwurf heißt es dazu: „Es gibt 
(...) Straßenprojekte, die zwar ein vergleichsweise ge-
ringeres NKV aufweisen, aufgrund der hohen raum-
ordnerischen Bedeutung aber in den VB eingeordnet 
wurden.“6

Bei der gesamten niedersächsischen A 20 hat die Ana-
lyse zu dem Resultat geführt, dass diese Autobahn le-
diglich eine mittlere Raumwirksamkeit aufweist. Die 
beiden schleswig-holsteinischen Teilstücke der A 20 
haben sogar nur eine geringe Raumwirksamkeit. So 
steht es in den Projektdossiers, die das Verkehrsmi-
nisterium im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung 
zum BVWP ins Internet gestellt hat.

Doch siehe da: Im BVWP selbst, in dem es um die Ein-
stufung der Bauvorhaben in die unterschiedlichen 
Bedarfskategorien geht, ist bei der A 20 plötzlich 

5	 http://wp.a22-nie.de/wp-content/uploads/2016/05/BVWP_Stellung-
nahme-oeffentlich_KOK_2016-04-29_final_low.pdf

6	 www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Anlage/VerkehrUndMobilitaet/
BVWP/bvwp-2030-gesamtplan.pdf?__blob=publicationFile, S. 37
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eine hohe Raumwirksamkeit vermerkt. Diese ist, man 
kann es schlicht nicht anders bezeichnen, frei erfun-
den. Wenn der BVWP-Entwurf seine eigenen Untersu-
chungsergebnisse ernst nehmen möchte, ist die Raum-
wirksamkeit als Begründung für die Einstufung der 
A 20 in den „Vordringlichen Bedarf“ hinfällig.

So bleibt nur noch die viel beschworene Hinterland-
anbindung der Seehäfen als Rechtfertigung für den 
Verbleib der A 20 im „Vordringlichen Bedarf“. Ein Infra-
strukturprojekt hat dann einen Nutzen für die Hinter-
landanbindung, wenn es die Verbindung der Seehäfen 
mit dem Binnenland verbessert und so einen Beitrag 
zur reibungsloseren Abwicklung des Gütertransports 
leistet. Doch auch diese Begründung der A 20 ist auf 
einem schwankenden Fundament erbaut.

Die A 20 verläuft in West-Ost-Richtung, sie liegt in der 
Nähe der Küsten und sie ist eine Parallelstrecke zur A 1. 
Mehr braucht man eigentlich nicht zu sagen, um die 
fadenscheinige Begründung dieser Autobahn wie ein 
Kartenhaus einstürzen zu lassen.

Der Hauptstrom der Güter aus den deutschen See-
häfen, die naturgemäß an den Küsten von Nord- und 
Ostsee liegen, fließt nach Süden und Südosten: Rund 
75% der Güter werden aus den Häfen in diese Richtung 
transportiert bzw. aus dieser Richtung in den Häfen 
angeliefert. Der Verlauf der A 20 ist diesem Hauptgü-
terstrom diametral entgegengesetzt.

Die verbleibenden Güter, welche von Westen nach Os-
ten (oder in umgekehrter Richtung) verbracht wer-
den müssen, können am kostengünstigsten mit dem 
Schiff transportiert werden: Der Wasserweg war, ist 
und bleibt die natürlichste und rentabelste Verkehrs-
anbindung der Häfen. Auf diesem sicherlich ausbau-
fähigen Wege sind die deutschen Seehäfen mit den 
großen Häfen in Nordfrankreich, in Belgien, in den Nie-
derlanden, in Skandinavien, im Baltikum, in Polen und 
in Russland verbunden.

Zudem ist die straßenseitige Anbindung des maßgeb-
lichen, südlich und südöstlich gelegenen Hinterlan-
des über die vorhandene Autobahn A 1 sowie über 
die A 29, die A 27 und die A 7 bereits gewährleistet. 
Faktisch gibt es jetzt und in Zukunft auch bei steigen-
dem Güterverkehrsaufkommen im Hinblick auf den 
Verkehrsträger Straße keine Schwierigkeiten mit der 
Hinterlandanbindung der Seehäfen, die eine zusätzli-
che Autobahn rechtfertigen würden. Die Hinterlandan-
bindung ist kein Argument für den Bau der A 20.

Probleme bei der Hinterlandanbindung bestehen in-
des bei den Schienenknoten in der Nähe bedeutender 
Hafenstädte wie Bremen und Hamburg. Bezeichnen-
derweise hat der BVWP-Entwurf mehrere Schienenpro-
jekte, die für den reibungslosen Abtransport der Güter 
aus den Seehäfen dringlich sind, in die flugs kreierte 
Kategorie des „Potentiellen Bedarfs“ abgeschoben. Das 
Umweltbundesamt hält diese Kategorie zu Recht für 
„äußerst fragwürdig“, denn die hier eingeordneten Pro-
jekte sind im Zuge der Aufstellung des BVWP-Entwurfs 

nicht vollumfänglich geprüft und bewertet worden. 
Auch die Öffentlichkeit hatte keine Chance, sich mit 
diesen Projekten auseinanderzusetzen.7

Eine solche Vorgehensweise verstößt nicht nur gegen 
das Gebot der Transparenz, sondern sie konterkariert 
die Zielsetzungen der Bundesverkehrswegeplanung, 
deren Aufgabe es ist, die drei Verkehrsträger Straße, 
Schiene und Wasserstraße sinnvoll miteinander zu 
vernetzen.

Am Beispiel der A 20 wird deutlich, dass dem Bun-
desverkehrsminister mit dem Entwurf des BVWP kei-
neswegs der große Durchbruch in Richtung einer zu-
kunftsweisenden Planung gelungen ist, welche die 
Vorteile aller Verkehrsträger auf sinnvolle Weise mit-
einander kombinieren muss. Dieser Entwurf ignoriert 
den Klimaschutz und gibt sich keinerlei Mühe, den Ver-
kehr von der Straße auf die umweltfreundliche Schiene 
oder die Wasserstraße zu verlagern. Der BVWP-Entwurf 
missachtet seine eigenen Zielsetzungen und bedarf 
einer grundlegenden Überarbeitung.

Es gibt nur wenige Projekte im BVWP-Entwurf, welche 
die Ziele einer verantwortungsvollen Verkehrswege-
planung auf so eklatante Weise verfehlen wie die A 20. 
Ein Bedarf für diese Autobahn ist nirgends auszuma-
chen und selbst auf trickreichem Wege nicht herbei-
zuzaubern. Es gibt viele triftige Gründe, die A 20 um-
gehend aus dem „Vordringlichen Bedarf“ oder, besser 
noch, komplett aus dem BVWP zu streichen. Diese Au-
tobahn ist offenbar vor allem durch politisches Gescha-
chere überhaupt erst in den „Vordringlichen Bedarf“ 
gehievt worden. Wenn sie dort verbleibt, so könnte 
dies vor dem Hintergrund des Urteils zum Elbtunnel 
bedeuten, dass der Bedarf dieses nutzlosen sowie 
klima- und naturzerstörerischen Projekts zukünf-
tig selbst vor Gericht nicht mehr in Zweifel gezogen 
werden kann.

Die A 20-Trasse führt zu 80 Prozent durch bis zu 20 Me-
ter tiefe Moor- und Marschböden und würde deren 
CO2-Festlegungspotenzial zerstören. Die Trasse würde 
europäische Schutzgebiete beeinträchtigen und histo-
risch alte Wälder entwerten. Die Trasse würde die letz-
ten größeren verkehrsarmen unzerschnittenen Räume 
im Nordwesten für immer durchtrennen.

Eine ökologische und ökonomische Katastrophe die-
ses Ausmaßes könnte also ihren Lauf nehmen, nur weil 
die alles entscheidende Frage nach dem BEDARF nicht 
mehr gestellt werden kann?

Kirsten Erwentraut und Susanne Grube sind die bei-
den Verfasserinnen, beide aktiv bei den A 20-Gegner/
innen

7	 www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/376/doku-
mente/stellungnahme_des_umweltbundesamtes_zum_entwurf_
des_bundesverkehrswegeplans_2030_mit_umweltbericht.pdf, S. 12


